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ANFRAGE 

der Abgeordneten Dr. Partik-Pable , Scheibner 

an den Bundesminister für Justiz 

betreffend Freilassung von ausländischen Häftlingen 

Im Zusammenhang mit Entlassungen von Fremden, bei denen weitergehende, 
fremdenpolizeiliche Maßnahmen zu treffen wären, gibt es Probleme bei der 
VerständigWlg zwischen Gericht und Fremdenpolizei. In Fällen, in denen nur Geld
od(,'f bedingte Freiheitsstraf(,>Jl verhängt werden oder wo Untersuchungshäftlinge in d,,"'f 
HauptverhandlWlg 11'eigesprochen werden, müssen die Häftlinge aufgrund zwingender, 
strafprozessualer Vorschriften vom Gericht freigelassen werden. Für das Gericht ist 
keine weitere Anhaltung melu' möglich. Im Regelfall wird die Fremdenpolizei nicht 
rechtzeitig verständigt, sodaß sie bei der Hauptverhandlung nicht anwesend i~t und den 
Fremden nach seiner gerichtlichen Freilassung zur Durchführung der weiteren 
Maßnahmen nicht festhalten kann. Nach der gerichtlichen Entlassung des Fremden ist 
es für die Fremdenpolizei kaum mehr möglich, seiner habhaft zu werden. 

In diesem Zusammenhang richten die unterfertigten Abgeordneten an den Herrn 
Bundesminister rur Justiz nachstehende 

ANFRAGE 

1) Halten Sie es für sinnvo1l, ausländische Häftlinge in den oben angeführten Fällen 
freizulassen, olme die Fremdenpolizei rechtzeitig zu benachrichtigen? 

Wennja, warum? 

2) Bestehen Überlegwtgen, die Gerichte anzuhalten, die Fremdenpolizei rechtzeitig zu 
verständigen Wld sicherzugehen, daß der Fremde nach seiner gerichtlichen 
Entlassung fiir weitere, fremdenpolizeilicheMaßnahmen zur Verfügung steht? 

3) Wenn ja, in welchem Zeitraum soll diese ÄndefWlg in der gerichtlichen Praxis 
erfolgen? 

4) Wenn nein, welche anderen Maßnahmen werden Sie treffen, um sicherzustellen, 
daß ausländische Hiiftlinge trotz gerichtlicher Entlassung fiir die Fremdenpolizei 
greifbar sind? 
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